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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 

(im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m § 9 Abs. 2 BauGB) 

Im Rahmen nachfolgend aufgeführten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind 

in Anwendung von § 9 Abs. 2 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet (§ 12 Abs. 3a BauGB). 

Zulässig ist die Errichtung eines „Medizinischen Versorgungszentrums“. In diesem Zu-

sammenhang sind im Plangebiet zulässig: 

▪ Räume und Gebäude für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Ge-

werbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, 

▪ Geschäfts- und Bürogebäude sowie 

▪ Gewerbebetriebe, die eine Wohnnutzung nicht wesentlich stören. 

Ergänzend zulässig sind auch untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen, die 

den vorstehenden Nutzungen dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. 

Hierzu gehören auch überdachte und nicht-überdachte Stellplätze. 

Die der Versorgung des Vorhabensgebiets bzw. zur Ableitung von Abwasser dienenden 

Nebenanlagen sind zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine besonderen 

Flächen festgesetzt sind. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie 

für Anlagen für erneuerbare Energien.  

Soweit baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an 

oder auf Dach- und Außenwandflächen oder Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen innerhalb 

von Gebäuden nicht bereits auf Basis der aufgeführten Festsetzungen zulässig sind, 

gelten sie auch dann als zulässig, wenn die erzeugte Energie vollständig oder überwie-

gend in das öffentliche Netz eingespeist wird. 

Fremdwerbung als eigenständige gewerbliche Anlage ist im Plangebiet unzulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO)1 

Für das Vorhabensgebiet wird ergänzend bestimmt, dass gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 

BauNVO die zulässige Grundfläche durch die in § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO bezeichneten 

Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von maximal 0,95 überschritten werden darf. 

Als unteren Bezugspunkt für die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird die Höhe 

von 136,60 m ü. NHN bestimmt 

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GHmax) wird definiert als das senkrecht 

an der Außenwand gemessene Maß zwischen dem Bezugspunkt, definiert durch das 

Normalhöhenull (NHN), und dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion inkl. Attika. 

 

                                                           
1  Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung von Grundflächenzahl (GRZ), 

Geschossflächenzahl (GFZ) sowie durch die Anzahl der gestatteten Vollgeschosse und einer Festlegung der 

Höhe der baulichen Anlagen und kann der Planzeichnung entnommen werden. 
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In dem in der Planzeichnung mit „GHmax=10,60m“ gekennzeichneten Bereich ist eine 

Überschreitung der zulässigen maximalen Gebäudehöhe 

▪ für Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwassergewinnung um maximal 0,50 m zu-

lässig. 

▪ für sonstige untergeordnete technische Nebenanlagen (wie z.B. Lüftungsanlagen, 

Wärmepumpen, sonstige haustechnische Anlagen) ist auf maximal 120 m2 um ma-

ximal 2,00 m zulässig. Zudem müssen diese Nebenanlagen einen Abstand von min-

destens 2,00 m zum Dachrand einhalten. 

In dem in der Planzeichnung mit „GHmax=14,10m“ gekennzeichneten Bereich ist eine 

weitere Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe nicht zulässig. 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 bis 23 BauNVO) 

Für das Plangebiet wird die Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende 

Bauweise wie folgt festgesetzt: Zulässig sind, im Sinne der offenen Bauweise, Gebäude 

mit seitlichem Grenzabstand jedoch ohne Längenbegrenzung. 

Ergänzend wird entsprechend § 23 Abs. 5 BauNVO bestimmt, dass Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauNVO sowie Garagen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-

flächen zulässig sind. 

Stellplätze sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

che zulässig. Dies gilt auch soweit gemäß Landessolargesetz über diesen eine Photo-

voltaikanlage zu installieren ist. 

4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft i.V.m. Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

▪ Maßnahme M1 - Grundstücksbegrünung 

Die mit M1 gekennzeichneten Fläche ist unversiegelt zu belassen und landespfle-

gerisch bzw. gärtnerisch anzulegen. Dazu sind mindestens 5 Einzelbäume sowie 

insgesamt 10 m² Gehölze zu pflanzen. 

Hinweis: Geeignete standortheimische Gehölze können der Pflanzliste A im Kapitel 

D entnommen werden. 

▪ Maßnahme M2 - Dachbegrünung (ohne Planeintrag) 

Dachflächen von Gebäuden sind mindestens mit einem Anteil von 70% zu begrü-

nen. Der Substrataufbau muss mindestens 10 cm betragen. 

Eine Kombination mit Solar- / Photovoltaikmodulen ist nur möglich, soweit keine Be-

einträchtigungen der Dachbegrünung stattfindet. 

Hinweis: Die Begrünung kann durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß Pflanzliste B 

(siehe Kapitel D) erfolgen. 

▪ Maßnahme M3 - Verbot von Schottergärten (ohne Planeintrag) 

Die Gestaltung und Belegung von Grundstücksbereichen mit Schotter, Split, Kies 

o.ä. Steinmaterial, zwecks Anlage sogenannter Schottergärten, ist unzulässig. 
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B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß 

§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Landesbauordnung (LBauO). 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs 1 Nr. 1 LBauO) 

Für alle Gebäude sind ausschließlich Flachdächer zulässig. 

Dachbegrünungen sind uneingeschränkt zulässig. 

2. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke   

(§ 88 Abs 1 Nr. 3 LBauO) 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie 

nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt 

werden, landespflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

Zur Befestigung von Einfahrten, Zuwegungen, Stellplätzen sind im Hinblick auf den Kli-

maschutz helle Farben zu verwenden. 

Dauerhafte Standplätze für Mülltonnen und Müllbehälter sind entweder baulich in Ge-

bäude zu integrieren oder im Freien durch Einhausung und/oder Umpflanzung der Sicht 

zu entziehen. 

3. Werbeanlagen (§ 88 Abs 1 Nr. 1 LBauO) 

Das Anbringen von Werbeanlagen auf dem Dach ist unzulässig. 

Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel auf-

leuchtendem Licht sind im Geltungsbereich nicht zulässig. 
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C. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER 

1. Ordnungswidrigkeiten 

▪ Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach 

§ 88 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

2. Hinweise zur Vermeidung und Minderung von Auswirkungen auf die Fauna 

▪ Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG 

Es wird darauf hingewiesen, dass unabhängig von der Anwendung des § 13a 

BauGB die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

▪ Empfehlungen zum Klimaschutz 

- Erschließungswege sollen mit Drainagepflaster ausgeführt werden.  

- Thermische Gunsteffekte können durch die Wahl heller Fassadenfarben und / 

oder durch eine Fassadenbegrünung erzielt werden 

▪ Ausbringung von Insektenhotels sowie Nist- und Fledermauskästen 

Eine Ausbringung von Insektenhotels sowie Vogel- / Fledermauskästen wird emp-

fohlen. Werden mehrere Ersatzquartiere angebracht, sollten diese unterschiedlich 

besonnt, d.h. an verschiedenen Hausseiten (Himmelsrichtung Süd, Ost, West) an-

gebracht werden. Der Einflug sollte nicht durch Äste behindert werden, auch eine 

starke Beschattung durch Gehölze ist zu vermeiden. Die Kästen sind zum Schutz 

vor Mardern und Katzen in ausreichender Höhe anzubringen. 

▪ Hinweis zu insektenfreundlicher Außenbeleuchtung 

Zur Vermeidung einer zunehmende „Verschmutzung“ der natürlichen Dunkelheit in 

den Nachtstunden sollten für Außenbeleuchtungen ausschließlich Lampen mit 

warm- bis neutralweißer Lichtfarbe (Farbtemperatur 3.000 bis max. 4.100 Kelvin) 

und einem Hauptspektralbereich von 570 bis 630 Nanometer (z.B. LED-Lampen, 

Natriumdampflampen) oder Leuchtmittel mit einer UV-absorbierenden Leuchtenab-

deckung verwendet werden. 

3. Hinweise zum Themenbereich „Boden“ 

3.1. Hinweise zum Baugrund und zu Erdarbeiten 

▪ Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke 

(u.a. DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen. 

▪ Die Durchführung von grundstücksbezogenen Baugrunduntersuchungen wird emp-

fohlen. 

3.2. Hinweise zum Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915 und DIN 19731 

▪ Vorhandener Oberboden ist vor Beginn der Bauarbeiten abzuschieben und fachge-

recht bis zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Boden-

schicht und Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit 

Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (scho-

nender Umgang mit Oberboden) sind zu beachten, siehe auch § 202 BauGB. 

▪ Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und so-

weit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen und landschafts-

gerecht zu modellieren. 
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3.3. Altablagerungen/Altlasten 

▪ Altablagerungen oder sonstige schädliche Bodenbelastungen innerhalb des Plan-

gebiets sind zum jetzigen Kenntnisstand weder bei der Ortsgemeinde Weilerbach, 

noch bei der Verbandsgemeindeverwaltung Weilerbach bekannt und aufgrund der 

bisherigen Nutzung des Plangebiets auch nicht zu vermuten.  

▪ Sollten wider Erwarten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) 

angetroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffäl-

ligkeiten) ergeben, ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Kaiserslautern, umgehend zu 

informieren.  

3.4. Archäologische Denkmäler und Funde 

▪ Innerhalb des Plangebietes sind bislang keine archäologischen Denkmäler und 

Funde bekannt. Da bei Erdbewegungen Fundstellen kulturgeschichtlich bedeutsa-

mer Denkmäler jedoch angeschnitten oder aus Unkenntnis zerstört werden könnten, 

ist der Beginn von Erdarbeiten rechtzeitig der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Di-

rektion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer anzuzeigen. 

▪ Nachfolgende Ausführungen sind als Auflagen der Generaldirektion Kulturelles Erbe 

Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer in die Bauaus-

führungspläne zu übernehmen: 

- Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauträger bzw. Bauherr die ausfüh-

renden Firmen vertraglich zu verpflichten, der Generaldirektion Kulturelles Erbe, 

Direktion Archäologie, zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten 

anzuzeigen, damit diese, sofern notwendig, überwacht werden können. 

- Der Bauträger bzw. Bauherr hat die ausführenden Baufirmen eindringlich auf 

die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) (vom 23.03.1978, 

GVBl. S. 159, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021, 

GVBl. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archäologi-

sche Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverän-

dert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

- Die vorgenannten Vorschriften entbinden den Bauträger bzw. Bauherrn jedoch 

nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der zuständigen Fachbe-

hörde. 

- Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen 

Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgra-

bungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig, den Anforde-

rungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend, durchgeführt 

werden können. Eine finanzielle Beteiligung des Veranlassers richtet sich in die-

sem Zusammenhang nach § 21 Abs. 3 DSchG und der entsprechenden Ver-

waltungsvorschrift und ist im Vorfeld mit der zuständigen Fachbehörde abzu-

stimmen. 

4. Hinweise zur Niederschlagswasserbewirtschaftung 

▪ Es wird empfohlen, das anfallende unverschmutzte Oberflächenwasser einer Wie-

derverwendung z.B. zur Freiflächenbewässerung zuzuführen. 

▪ Für die Planung und den Bau von Regenwassernutzungsanlagen ist die DIN 1989, 

Teil 1 zu berücksichtigen. Die Inbetriebnahme der Regenwassernutzungsanlage ist 

entsprechend der Bestimmungen der Trinkwasserverordnung dem örtlichen 
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Wasserversorger zu melden, um eine negative Beeinflussung des Trinkwassersys-

tems auszuschließen. Wird das Niederschlagswasser im Haushalt verwendet und 

als Abwasser entsorgt, so ist die Wassermenge durch einen geeichten Wasserzäh-

ler zu messen und dem Entsorgungsträger zu melden. 

5. Hinweise zum Schutz von Kabeltrassen und Leitungen / zur Koordination der 

Leitungsarbeiten und zu Erschließungsmaßnahmen 

▪ Im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung des unterirdischen Raums durch Bäume 

und Leitungen sind bei Neupflanzung von Bäumen bzw. Neubau von unterirdischen 

Leitungen sowie Änderungen im Bestand die einschlägigen DIN-Vorschriften (DIN 

18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-

ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und DIN 1998 „Unterbrin-

gung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen, Richtlinien für die Pla-

nung“) sowie die Merkblätter der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-

wasser und Abfall (DWA) (Merkblatt „DWA-M 162“), des Deutschen Vereins des 

Gas- und Wasserfaches (DVGW) („DVGW-Merkblatt GW 125“) sowie der For-

schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) (Merkblatt „FGSV Nr. 

939“) zum Thema „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu beachten. An-

dernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen Lei-

tungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von 

Trennwänden) zu treffen. 

▪ Im Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende 

Firma auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzu-

weisen. 

▪ Die Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn der Erschlie-

ßungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten. Eine vollständige Liste der zu infor-

mierenden Ver- und Entsorgungsträger kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung 

Weilerbach erfragt werden. 

6. Hinweise zur Radonvorsorge 

▪ Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioak-

tiven Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentra-

tion, fast überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich 

nachzuweisen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bo-

denluft über Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden 

an die Erdoberfläche wandern. 

▪ In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon, 

von dem es keine stabilen, sondern nur radioaktive Isotope gibt, sofort durch die 

Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von Gebäu-

den können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtliche 

Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt in diesem Zusam-

menhang von den folgenden Faktoren ab: 

- technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen 

Radoneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit 

von Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner), 

- geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehalt der Ge-

steine und Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie 

beispielsweise tektonische Störungen). 
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▪ Radon und seine Zerfallsprodukte senden ionisierende Strahlen aus, die die Zellen 

eines lebenden Organismus schädigen können, insbesondere wenn dieser langfris-

tig und dauerhaft dieser Strahlung ausgesetzt ist. Daher wurde mit dem Strahlen-

schutzgesetz (StrlSchG) am 31.12.2018 erstmals ein Referenzwert für Radon in In-

nenräumen von 300 Becquerel pro Kubikmeter (Bq/m³) eingeführt. Ein Referenzwert 

ist jedoch kein Grenzwert. Vielmehr stellt er einen Orientierungsmaßstab dafür dar, 

welche bauliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollen, um den Referenzwert 

zu unterschreiten. 

▪ Das StrlSchG definiert hierzu sogenannte Vorsorgegebiete, für die erwartet wird, 

dass dieser Referenzwert in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden überschritten 

wird. Dies ist nach gegenwärtigem Sachstand des Landesamtes für Umwelt Rhein-

land-Pfalz in Rheinland-Pfalz in keiner Verbandsgemeinde der Fall. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz untersucht zudem seit 

2007 für das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten die hierzu 

relevanten geologischen Parameter in Rheinland-Pfalz. Die Ergebnisse können un-

ter nachfolgendem Link betrachtet werden: https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissi-

onsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/, Stand 09/2023. 

▪ Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die dort abgebildeten, 

landesweiten Karten zu Radon aufgrund des Maßstabes zu Vereinfachungen zwin-

gen und deshalb nur zur Orientierung dienen. Lokal sind starke Abweichungen von 

dem dargestellten Radonpotential möglich. 

▪ Für den Bereich des Plangebiets wird ein Radonpotenzial von 15,1 angegeben. 

▪ Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen jedoch den 

Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinland-Pfalz 

Gebäude errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. 

Effiziente und preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim 

Bau eines Gebäudes verwirklichen. 

▪ Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentra-

tionen in der Bodenluft unter 100.000 Bq/m³ (dies entspricht einem Radonpotential 

über 44) bereits eine durchgehende Betonfundamentplatte und ein normgerechter 

Schutz gegen Bodenfeuchte in der Regel einen ausreichenden Schutz vor Radon 

bieten. Lediglich bei höheren Werten ist eine weitergehende Vorsorge anzustreben 

(wie z.B. eine radondichte Folie unter der Bauplatte). 

▪ Grundsätzlich empfiehlt das Landesamt für Geologie und Bergbau daher Radon-

messungen in der Bodenluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten 

des Bauplatzes. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner / Bauherren 

sein, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. Werden Werte 

über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angera-

ten, bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Ge-

bäude weitgehend zu verhindern. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau bittet in diesem Zusammenhang darum, 

dass ihm gegebenenfalls die Ergebnisse der Radonmessungen mitgeteilt werden, 

damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte 

von Rheinland-Pfalz genutzt werden können. 

▪ Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist des Weiteren daraufhin, dass Stu-

dien ergeben haben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeit-

messungen (ca. 3 bis 4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei 

nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen 
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Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungseinflüsse wie 

Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so kön-

nen aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die 

Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6 je Hektar, 

gleichzeitig durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologi-

schen Situation auch höher sein. 

▪ Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro 

ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten: 

- Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Krite-

rien, 

- radongerechte, ca. 1 m Tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei 

bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes, 

- fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter, 

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur 

Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährli-

chen Radonverfügbarkeit, 

- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma), 

- Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen. 

▪ Weitere Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der 

Radonmessung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Berg-

bau Rheinland-Pfalz (Internet: www.lgb-rlp.de; Telefon: 06131/9254-0). 

▪ Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Ra-

donsanierungen können auch dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für Strah-

lenschutz entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik „Radon in Gebäu-

den bzw. in der Bodenluft“ die Radon-Informationsstelle im Landessamt für Umwelt 

(E-Mail: radon@lfu.rlp.de; Telefon: 06131/6033-1263) zur Verfügung. 

7. DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und Vorschriften 

▪ Soweit in den textlichen Festsetzungen auf DIN-Normen, sonstige technische Re-

gelwerke und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) Bezug genommen 

wird, können diese bei der Verbandsgemeindeverwaltung Weilerbach, Abteilung 3 - 

Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen (Rummelstraße 15, 67685 Weilerbach) 

eingesehen werden. 

▪ DIN-Vorschriften sind darüber hinaus zu beziehen über den Beuth-Verlag (Beuth- 

Verlag GmbH, Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de) 

 

  

http://www.beuth.de/
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D. PFLANZLISTEN 

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen 

sind nicht abschließend. 

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die Ver-

wendung von möglichst einheimischen Gehölzen.  

Grundsätzlich können aber durchaus auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte 

darauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten 

gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen / Stacheln be-

sonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte Baumschulen bieten 

hierzu Beratung an. 

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB 

(Bund deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit 

der angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. In der Regel ist bei Ge-

hölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 m2 zu 

rechnen. 

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt oder im Sinne des § 1 

LNRG nichts anderes vereinbart wurde, ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach 

dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (§§ 44 - 47) zu achten. 

1. Pflanzliste A 

Bäume 

Pflanzqualität: Heister, 2x verpflanzt, Höhe 175 bis 200 cm 

Acer campestre Feldahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Crataegus „Carrierei“ Weißdorn 

Malus silvestris Wildapfel 

Prunus avium Wildkirsche 

Pyrus pyraster Wildbirne 

Robinia pseudocaria Robinie 

Sorbus aucuparia Vogelbeere 

Sorbus domestica Speierling 

Sorbus torminalis Elsbeere 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere 

Sträucher 

Pflanzqualität: Strauch, 2xv, Höhe 100 bis 125 cm 

Cornus sanguinea Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 

Rosa canina Hundsrose 

Viburnum opulus Schwarzer Holunder 

Sambucus nigra Gemeiner Schneeball 
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2. Pflanzliste B 

Die Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für 

Dachflächen erfolgen, der Sedum-Sprossen zugegeben werden können. Hierbei sollte 

auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrünung (Regelaussaatmenge: 

5 g / qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) zurückgegriffen werden. Diese garantie-

ren eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Gräser- und Kräuterarten mit 

gutem Anwuchsergebnis. Der Ansaat können Sedum-Sprossen sowie eine Saatmi-

schung an Blühstauden beigemischt werden. 
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AUSFERTIGUNG 

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen und bauord-

nungsrechtlichen Festsetzungen, Vorhaben- und Erschließungsplan und Begründung stimmt 

mit allen seinen Bestandteilen mit dem Willen des Ortsgemeinderates überein. 

Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. 

 

Ausgefertigt: 

Weilerbach, den ................................ 

 

....................................................... 

Horst Bonhagen 

(Ortsbürgermeister) 


